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Editorial
Diese Ausgabe von KomDat steht
mehr noch als seine Vorgänger ganz
im Zeichen der Aktualität. Die Beiträ-
ge zum Personal im Jugendamt, zu
den Trägern der freien Kinder- und
Jugendhilfe sowie zu den Adoptionen
und zum Personal in der Kinder- und
Jugendarbeit basieren entweder auf
den soeben veröffentlichten Bundes-
ergebnissen der Einrichtungs- und
Personalstatistik zum 31.12.1998
oder aber auf den ersten vorliegen-
den aktuellen amtlichen Daten des
Jahres 1999 zu den Hilfen zur Erzie-
hung, den Inobhutnahmen und den
Adoptionen.
Mit der Veröffentlichung der 99er Da-
ten zu den Hilfen zur Erziehung wurde
eine zeitlich verkürzte Bereitstellung
der Daten durch das Statistische Bun-
desamt erreicht. Im Horizont sich
rasch verändernder Rahmenbedin-
gungen und einer wachsenden Be-
deutung von Daten für Planung und
Steuerung wird eine zeitnahe Veröf-
fentlichung amtlicher Datensätze im-
mer wichtiger. Deshalb sind wir be-
müht, Ergebnisse und Befunde mög-
lichst rasch aufzubereiten und weiter-
zugeben.
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Das Volumen
In der amtlichen Statistik zu den Ein-
richtungen der Kinder- und Jugendhilfe
wird das Jugendamt als Behörde er-
fasst. Daraus folgt, dass das in den
kommunalen Einrichtungen tätige Per-
sonal (z.B. in Kindergärten) gesondert
ermittelt und nicht dem Jugendamt zu-
geschlagen wird. Das Jugendamt der
KJHG-Statistik ist damit ein Jugend-
amt i.e.S., in den Grenzen der kommu-
nalen »Verwaltungs-Einrichtung«.

Zum 31.12.1998 wurden in den
kommunalen Jugendämtern ins-
gesamt 33.046 beschäftigte Per-
sonen gezählt (vgl. Tab. 1). Diese
Zahl lässt sich zu unterschiedli-
chen Referenzgrößen ins Verhält-
nis setzen: In Relation zu dem ge-
samten Personal der öffentlichen
Haushalte auf der Ebene der Ge-
meinden und Gemeindeverbände be-
läuft sich der Anteil dieser Verwaltungs-
einheit auf (nur) ca. 2,1% (vgl. StBA
2000). Mit Blick auf das Gesamtperso-
nal in dem Arbeitsbereich der Kinder-
und Jugendhilfe zeigt sich, dass davon
annähernd 6% im Jugendamt arbeiten.
Wird nur das JH-Personal bei öffentli-
chen Trägern als Bezugsgröße be-
trachtet, dann vergrößert sich der Anteil
auf 14,5%. Dabei ist auffällig, dass die-
ses Kontingent in Ostdeutschland mit
9,4% deutlich kleiner ausfällt als im
Westen. Dies steht im Zusammenhang
mit der größeren Bedeutung der öffent-
lichen Träger im Osten, die dort – trotz

sinkender Tendenz – immer noch über
die Hälfte (55,6%) des Gesamtperso-
nals stellen.

Dieser Überblick zu dem Personal
der Jugendämter lässt sich ergänzen
durch die Analyse des Tätigkeitsspek-
trums und der Qualifikationsstruktur.
Durch die Berücksichtigung der »In-
nenperspektive« wird u.a. deutlich,
dass die Jugendämter in Ost und West
ein deutlich zu unterscheidendes fach-
liches Profil aufweisen.

Die Tätigkeiten
Ende 1998 beläuft sich der Anteil der
adressatenbezogenen Tätigkeiten, die
von der allgemeinen Beratung in Erzie-
hungsfragen über Beistandschaften
bis hin zur Jugendgerichtshilfe reichen,
in den alten Ländern auf fast zwei Drittel
(62%) (Abb.1). Der Anteil der Verwal-
tung, einschließlich der Wirtschaftli-
chen Jugendhilfe, beträgt demgegen-
über 32%. Geringer ist allerdings der
Anteil der adressatenbezogenen Tätig-
keiten mit 53% in den neuen Ländern;
dafür haben dort die Verwaltungs- so-
wie die Leitungs- und Planungsaufga-
ben eine stärkere Bedeutung. Dies

könnte damit zusammenhängen,
dass die adressatenbezogenen
Tätigkeiten stärker an andere Ein-
richtungen in öffentlicher und freier
Trägerschaft abgegeben werden.

Das Qualifikationsprofil

Bezüglich der Qualifikationsstruk-
tur bei den adressatenbezogenen
Tätigkeiten ist zu fragen, ob diese
von anderen Arbeitsfeldern der
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Trotz der Bedeutung und den Besonderheiten des kommunalen Jugendamtes stellt sich
das empirisch gesicherte und bundesweit verfügbare Wissen zu wesentlichen Aspekten
dieses Teils der Kommunalverwaltung immer noch als rudimentär dar. Dies gilt nicht
zuletzt für die Personal- und Qualifikationsstruktur der Jugendämter; hierzu liegen nur
wenige Befunde vor (vgl. Seckinger u.a. 1998; Kreft/Lukas 1991; BMFJ 1972). Infol-
gedessen stellt sich die Frage, welche Informationen die Kinder- und Jugendhilfestati-
stik zur Personalstruktur des kommunalen Jugendamtes liefern kann.

BRD Alte
Länder

Neue
Länder

Personal insgesamt (1) 573.128 446.166 126.962
dar. b. öff. Trägern (2) 228.304 157.771 70.533
% von (1) 39,8 35,4 55,6
dar. im Jugendamt 33.046 26.422 6.624
% von (1) 5,8 5,9 5,2
% von (2) 14,5 16,7 9,4

Tab. 1: Personal in der Kinder- und Jugendhilfe
und im Jugendamt (31.12.1998)

Quelle: Statistische Landesämter 2000

n 6% des Personals der Kinder- und Jugend-
hilfe arbeitet im Jugendamt.

n Die hauptsächliche Tätigkeit des Personals
im Jugendamt ist adressatenbezogen.

n Das Personal im Jugendamt hat ein deutlich
höheres Qualifikationsprofil als das Perso-
nal in anderen Arbeitsfeldern.
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Schwerpunktthemen

Kinder- und Jugendhilfe abweicht. In
den alten Ländern ist der Anteil der
hochschulausgebildeten Fachkräfte
der Sozialen Arbeit mit 69% überdurch-
schnittlich hoch (vgl. Tab. 2). In den an-
deren Arbeitsfelder sind deutlich gerin-
gere Anteile anzutreffen (Kindertages-
einrichtungen 2,9%, stationäre Erzie-
hungshilfen 25,3%, Jugendarbeit
28,5%). Die (sozial)pädagogischen Be-
rufe unterhalb der Fachhochschule (Er-
zieherInnen, KinderpflegerInnen etc.)
haben kaum eine Bedeutung.

In den neuen Ländern stellen zwar
die hochschulausgebildeten Fachkräf-
te der Sozialen Arbeit mit 44% auch die
größte Gruppe dar, allerdings haben Er-
zieherInnen mit 18% und die sonstigen
AkademikerInnen mit 17% eine größere
Bedeutung als im Westen. Bezogen auf
die anderen Arbeitsfelder der Jugend-
hilfe zeigt sich in den neuen Ländern
eine ähnliche Tendenz, wobei der Anteil
der hochschulausgebildeten Fachkräf-
te der Sozialen Arbeit geringer ausfällt
(Kita: 1%; Jugendarbeit: 11,3%; statio-
näre Erziehungshilfen: 11,7%).

Bezogen auf das Jugendamt i.e.S.
ist somit generell festzuhalten, dass die
adressatenbezogene Tätigkeit im Ver-
gleich zu den anderen Arbeitsfeldern
durch eine deutliche Dominanz der
hochschulausgebildeten Fachkräfte
geprägt ist, die in den neuen Ländern
weniger deutlich ausfällt.

Reinhard Liebig/Matthias Schilling

Die »Trägerpluralität« wird im SGB VIII als zentrales Strukturprinzip anerkannt. Ins-
besondere mit Blick auf die freien Träger ist der programmatische Anspruch an die Ge-
staltungskraft und das Innovationspotential dieser Gruppe hoch. Dennoch existieren
nur wenige Untersuchungen (vgl. Weigel u.a. 1999; Seckinger u.a. 1998), die sich em-
pirisch differenziert mit dem breiten Spektrum der Freien Träger und der Wohlfahrts-
verbände innerhalb der Kinder- und Jugendhilfe auseinandersetzen.

Wohlfahrtsverbände – Hauptgesellschafter
der Kinder- und Jugendhilfe?

Wird in diesem Kontext die KJHG-Sta-
tistik mit Blick auf die quantitative Be-
deutung der Wohlfahrtsverbände im
gesamten Trägergefüge dieses Feldes
zu Rate gezogen, dann lassen sich ei-
nige zentrale Befunde zum Personal
festhalten (vgl. Tab. 1).

Freie Träger als
Hauptarbeitgeber
Im Jahr 1998 waren bundesweit immer-
hin gut 60% aller in der Kinder- und Ju-
gendhilfe tätigen Personen bei einem
freien und nur knapp 40% bei einem öf-
fentlichen Träger beschäftigt. Im Zeit-
vergleich zeigt sich für die alten Länder
eine bemerkenswerte Stabilität dieser
Grundstruktur: So ist im Westen der An-
teil der freien Träger am Gesamtperso-
nal seit 1974 (66% gegenüber 65% für
1998) nahezu konstant geblieben trotz

aller in den knapp 25 Jahren erfolgten
fachlich-konzeptionellen und organi-
satorischen Veränderungen. In Ost-
deutschland hat sich der Prozess einer
fortschreitenden Angleichung der Per-
sonalstrukturen seit der Deutschen
Einheit sukzessive fortgesetzt. Hier wa-
ren 1998 schon gut 44% des Personals
bei einem freien Träger beschäftigt
(1991 waren es nur 5%).

Dominanz der
Wohlfahrtsverbände
Ende 1990/91 belief sich der Anteil der
Beschäftigten bei den Wohlfahrtsver-
bänden in der Jugendhilfe bundesweit
auf 35%. Dieser geringe Anteil ist aus-
schließlich auf die Anfangssituation in
den neuen Ländern zurückzuführen.
Inzwischen ist die Anzahl der Beschäf-
tigten bei den Wohlfahrtsverbänden in

Freie Träger darunter: Wohlfahrtsverbände
insgesamt insgesamt AWO DPWV DRK DW DCV ZWST

abs. %1 abs. %2 %3 %3 %3 %3 %3 %3

1990/91 230.470 42,9 186.784 34,8 5,0 9,2 3,2 37,6 44,8 0,1
1994 301.396 54,9 248.354 45,2 7,3 12,1 3,9 35,3 41,3 0,1
1998 344.849 60,2 275.247 48,0 8,4 15,2 4,6 33,8 38,1 0,1

dar.: Ki'ta'einricht. 211.267 56,6 181.654 48,7 8,8 10,4 5,3 34,1 41,4 0,0
HzE stationär/teilst. 57.517 88,4 45.573 70,0 7,2 22,2 2,9 36,7 31,0 0,0
Jugendarbeit 31.959 64,0 15.477 31,0 10,9 32,4 2,5 31,0 22,9 0,2
Sonderpäd. Hilfen 15.193 94,0 11.550 71,5 2,5 31,1 5,0 30,1 31,3 0,0
Beratung 8.753 75,8 7.726 66,9 8,3 17,9 1,7 30,7 41,3 0,0

Tab. 1: Tätige Personen in der Kinder- und Jugendhilfe bei freien Trägern und in Wohl-
fahrtsverbänden (BRD; 1990-1998)

1 = %-Anteil d. freien Träger am Gesamtpersonal; 2 = %-Anteil d. Wohlfahrtsverbände am Gesamt-
personal; 3 = %-Anteil des jeweiligen Verbandes am Personal der Wohlfahrtsverbände in der JH.
Quelle: Statistische Landesämter 2000; StBA, FS 13, Reihe 6.3, versch. Jahrgänge

Alte Länder Neue Länder

Abs. % Abs. %
Dipl.-Soz.Arb./-Soz.Päd. (FH), Dipl.-Päd. (Uni) 11.090 68,5 1.572 44,3
ErzieherInnen, Kinderpfleg., SozialassistentInnen 575 3,6 616 17,4
Sonstige AkademikerInnen 2.061 12,7 629 17,7
Sonstige 2.453 15,2 730 20,6

Personal mit adressatenbezog. Tätigkeit insg. 16.179 100,0 3.547 100,0

Tab. 2: Personal in kommunalen Jugendämtern mit adressatenbezogenen Tätigkeiten
nach Ausbildungsabschlüssen (31.12.1998)

Quelle: Statistische Landesämter 2000
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Fremdbeitrag

Die Daten der Jugendhilfestatistik für
die »Vollzeitpflege« nach §§ 27 und 33
KJHG enthalten zum einen Zahlen für
die Vollzeitpflege in einer Pflegefamilie
(dies sind mit dem Kind nicht verwand-
te Pflegepersonen), zum anderen für
die Vollzeitpflege bei »Großeltern/Ver-
wandten«. 1998 standen die beiden – in
ihrem sozialen Charakter sehr unter-
schiedlichen Pflegeformen – im Bun-
desgebiet in einem Verhältnis von
3,3 : 1 zueinander; 41.894 Unterbrin-
gungen in »Pflegefamilien« und 12.126
bei Großeltern/Verwandten.

Mit diesen Daten ist die Bedeutung
der Großeltern-/Verwandtenpflege im
Verhältnis zur Fremdpflege allerdings

nur sehr unvollständig charakterisiert.
Ein größerer – in seinem Umfang aller-
dings nicht bekannter – Teil von Großel-
tern-/Verwandtenpflegestellen erhält
nicht die Anerkennung nach §§ 27 und
33, sondern wird außerhalb der erzie-
herischen Hilfen vom Jugendamt, oft
von den Allgemeinen Sozialdiensten,
betreut und bekommt dann nur finan-
zielle Mittel unterhalb der sonst übli-
chen Pflegegelder, in manchen Fällen
auch gar nichts. In Bremen beträgt das
Verhältnis von den als Vollzeitpflege-
stellen anerkannten Großeltern-/Ver-

wandtenpflegestellen zu den nicht
anerkannten, »halbformellen« etwa
1 : 4; in anderen Kommunen werden
dagegen alle Großeltern/Verwandten
als Vollzeitpflegestelle anerkannt.

Es deutet daher einiges darauf hin,
dass das »System« Großeltern-/Ver-
wandtenpflege als quantitativ gleich-
wertig zu dem der Fremdpflege be-
trachtet werden kann. Hierfür spricht
u.a., dass der Mikrozensus 1996 auf
rund 60.000 Kinder verweist, die bei ih-
ren Großeltern, einem Großelternteil,
bei einer Tante oder einem Onkel ohne
ihre Geburtseltern leben; eine Zahl, die
allerdings eine wiederum unbekannte
Zahl von »informellen« Großeltern/Ver-
wandtenpflegen, solche, die dem Ju-
gendamt gar nicht bekannt sind, ent-
hält. Hält man diesem statistischen Da-
tum entgegen, dass 1980 nach Anga-
ben des Deutschen Vereins noch
140.000 Großeltern/Verwandte ein Kind
betreut haben, so zeigt sich hierin nicht
nur ein Bedeutungswandel von Ver-
wandtschaftsbeziehungen für die bin-
nenfamiliäre soziale Unterstützung,
sondern auch das sehr zurückhaltende
Interesse der Jugendämter.

Bis Ende der 80er Jahre galt dies
auch für die USA. Seit 1990 wurden
Großeltern und Verwandte dann aber
im Zuge stark angestiegener jugendhil-
ferelevanter Problemlagen (Armut,
Wohnungslosigkeit, Drogen, AIDS) so-
wie eines erheblichen Rückgangs von
Fremdpflegefamilien als »natürliche
Ressource« für die Versorgung von »el-
ternlosen« Kindern wieder entdeckt.
Ende der 90er Jahre waren – mit der
großen Streubreite zwischen 2% und
55% in den Bundesstaaten – bereits
rund 25% aller »fremdplatzierten« Kin-
der im erweiterten Familiensystem un-
tergebracht. In New York etwa stieg die-
se Zahl von 2% im Jahr 1987 auf jetzt
über 50%. Im gleichen Zuge wurde
»entdeckt«, dass außerhalb des formel-
len Jugendhilfesystems nach jüngsten
Hochrechnungen etwa 3% ohne ihre El-

Verwandtenpflege (kinship care)
Trends in Deutschland und den USA

den neuen Bundesländern kontinuier-
lich gestiegen. Damit entfallen 1998
48%, also knapp die Hälfte aller Arbeits-
plätze in der Kinder- und Jugendhilfe
auf die Wohlfahrtsverbände.

Sonderstellung von Caritas und
Diakonie
Allein beim Deutschen Caritasverband
waren Ende 1998 fast 105.000 und
beim Diakonischen Werk 93.000 Perso-
nen in der Kinder- und Jugendhilfe tä-
tig. Beide Verbände zusammen be-
schäftigen damit 72% aller Erwerbstäti-
gen in den Wohlfahrtsverbänden. Aller-
dings haben sie im Vergleich zu den Er-
hebungen 1990/91 und 1994 prozentu-
al leicht an Bedeutung verloren, wäh-
rend die Arbeiterwohlfahrt, das Deut-
sche Rote Kreuz und vor allem der Pari-
tätische an Boden gewonnen haben.
Ihr Anteil hat sich von 18% (33.000 Be-
schäftigte) im Jahre 1990/91 auf 28%
(77.000) im Jahre 1998 erhöht.

Arbeitsschwerpunkte
Gemeinsam ist allen Wohfahrtsverbän-
den, dass ihr Schwerpunkt mit teilweise
weit über 50% bei den Kindertagesein-
richtungen liegt. Allerdings zeigen sich
unterschiedliche Trägeranteile inner-
halb der Arbeitsfelder. Die Caritas ist
am stärksten im Feld der Kinderta-
gesbetreuung (41%) und der Beratung
(41%) aktiv (vgl. Tab. 1). Die Diakonie
hat bei den stationären/teilstationären
Erziehungshilfen eine leichte Vorrang-
stellung (38%). Der Paritätische ist zwar
in diesem Feld mit 22% ebenfalls stark
vertreten, ist aber mit 32% auch in der
Jugendarbeit auffällig präsent. Das
dürfte damit zusammenhängen, dass
für den Paritätischen die Jugendarbeit
ein eigenes Feld darstellt, während im
Fall der konfessionellen Wohlfahrtsver-
bände und Kirchen je eigene Jugend-
organisationen bestehen. Auch die
AWO ist durch ihr Jugendwerk im Feld
der Jugendarbeit mit 11% vertreten.
Das DRK als kleinster Verband mit ei-
nem Anteil von 4,6% konzentriert sich
auf die Kindertageseinrichtungen und
ist mit einem Anteil von 5% im Feld der
sonderpädagogischen Hilfen präsent.

Karin Beher

Wichtig, wichtig, wichtig !!!
Bestandserhebung am
31.12.2000
Am 31.12.2000 wird für die Hilfen
zur Erziehung außerhalb des El-
ternhauses wieder die fünfjährige
Bestandserhebung durchge-
führt. Da es sich um keine jährlich
wiederkehrende, routinisierte Er-
hebung handelt, ist es besonders
wichtig, dass die Jugendämter
als Auskunftspflichtige die Erhe-
bung mit besonderer Sorgfalt
durchführen. Die Ergebnisse wer-
den als Basis für die Berechnung
der jährlichen Bestandszahlen
bis 2004 verwendet werden.
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tern bei Großeltern und anderen Ver-
wandten leben. Insbesondere die von
Familienzerstörung am meisten betrof-
fenen Familien hatten unbeachtet von
der offiziellen Jugendhilfe ein informel-
les Hilfesystem entwickelt. Sowohl die-
se »Entdeckung« als auch die verstärk-
te offizielle Nutzung des Verwandt-
schaftssystems hat diverse For-
schungsanstrengungen und gesell-
schaftspolitische Debatten ausgelöst,
die Praxisentwicklung vorangetrieben
und schließlich sogar zur gesetzlichen
Verankerung des Vorrangs von Ver-
wandten bei »Fremdplatzierungen« ge-
führt.

Eine Reihe der amerikanischen Er-
gebnisse und Überlegungen sind auch
für die deutsche Diskussion von gro-
ßem Interesse. Sie lassen sich in vier
Punkten resümieren:
n Vergleichende Untersuchungen

zwischen der formellen Verwand-
tenpflege (public kinship care) und
der Fremdpflege (foster family care)
verweisen einerseits darauf, dass
erstere letzterer nicht grundsätzlich
»unterlegen« und sie ihr zumindest
was die Stabilität der Pflegeverhält-
nisse angeht, sogar überlegen ist,
sich die beiden Pflegeformen aber
andererseits hinsichtlich Motivation
und Selbstverständnis sowie Unter-
stützungbedarfen und nachgefrag-
ten Beratungsthemen grundlegend
voneinander unterscheiden.

n Von vielen Autoren wird die Ver-
wandtenpflege deshalb inzwischen
konzeptionell nicht mehr dem Pfle-
gekinderwesen zugeordnet, son-
dern als erweitertes Familiensystem
betrachtet. Unabhängig von Finan-
zierungs- und Organisationsfragen
bedeutet dies in fachlicher Hinsicht
vor allem, dass Verwandte nach an-
deren Kriterien anzuerkennen und
zu »bewerten« sind als Fremdpfle-
gefamilien und dass die Beratungs-
methodik den besonderen Bedürf-
nissen und Problemlagen der Mit-
glieder eines erweiterten Familien-
systems gerecht werden muss.

n Besondere Aufmerksamkeit findet
die privat organisierte »informelle«
Verwandtenpflege (private kinship

care) und ihr Verhältnis zum formel-
len Hilfesystem. Unter jugendhilfe-
und gesellschaftspolitischen As-
pekten wird nach einem Weg ge-
sucht, der einerseits dem Betreu-
ungs- und Unterstützungsbedarf
von »pflegenden« Verwandten und
den Schutzbedürfnissen der ver-
sorgten Kinder gerecht wird, ande-
rerseits noch bestehende originäre
Hilferessourcen nicht durch »über-
mäßige« staatliche Regulierung
aushöhlt. Nachgedacht wird hierzu
über eine Entkopplung bzw. Mini-
mierung von staatlichen Aufsichts-

funktionen und Formen der finan-
ziellen und sozialen Unterstützung.

n Im Gegensatz zu den Diskussionen
in den frühen 90er Jahren, in denen
Verwandtenpflegestellen – wie die
amerikanischen Fremdpflegefami-
lien – primär als Interimslösung bis
zu einer dauerhaften Unterbringung
des Kindes entweder in einer Adop-
tivfamilie oder in der – restabilisier-
ten – Herkunftsfamilie betrachtet
wurden, wird die Verwandtenpflege-
stelle jetzt zunehmend als Dauer-
aufwuchsplatz für ein Kind aner-
kannt. Eine Konsequenz hieraus ist
unter anderem, dass sich private
und öffentliche Dienste verstärkt
darum bemühen (sollen), bereits
vor der Herausnahme eines Kindes
aus seiner Familie nach aufnahme-
bereiten Verwandten (oder anderen,
einem Kind und der Familie vertrau-
ten Personen) zu suchen. Hierzu ge-
hören auch Versuche, das erweiter-
te Familiensystem insgesamt zu
mobilisieren, so dass es gegen ein-
zelne »Ausfälle« (z.B. bei Erkran-

Kontakt, weitere Informationen
und Literaturverweise: Jürgen
Blandow und Michael Walter (For-
schungsprojekt »Bestandsauf-
nahme und strukturelle Analyse
der Verwandtenpflege in der Bun-
desrepublik Deutschland«, Uni-
versität Bremen, FB 11, Postfach
330 440, 28334 Bremen).

kung der Großmutter) unempfindli-
cher wird.

Mit diesen, nach dem ersten Enthusias-
mus erst in langen Diskussionsprozes-
sen entwickelten Positionen bzw. Fra-
gestellungen, unterscheidet sich die
amerikanische Diskussion nicht grund-
legend von bundesdeutschen Pro-
blemlagen und Regelungsbedarfen.
Der Unterschied ist, dass sie in den
USA inzwischen systematisch entfaltet
wurden und darüber einer systemati-
schen Lösung näher gebracht werden
konnten, während sie in der Bundesre-
publik noch in einem diffusen Schatten-
licht liegen. Die Konsequenz ist, dass
ein nicht unerhebliches »Hilfesystem«
ein Schattendasein führt, Verwandte
und Jugendämter wechselseitig unzu-
frieden sind, notwendige Beratungs-
und Unterstützungsangebote entwe-
der über- oder unterdeterminiert sind
und möglicherweise eine bedeutsame
Ressource für einen »schonenden«
Umgang mit hilfsbedürftig werdenden
Kindern vertan wird.

Jürgen Blandow/Michael Walter
Universität Bremen
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Rückgang der
Stiefelternadoptionen
[sf] In der neueren Fachliteratur wird
unter dem Blickwinkel der bis 1994 ge-
stiegenen Fallzahlen der Stiefeltern-
adoptionen deren Bedeutungszunah-
me thematisiert (vgl. Oberloskamp u.a.
2000, S. 78 u. 82). Begründet wird dies
einerseits mit den sich in den letzten
Jahren veränderten Familiensituatio-
nen wie dem Anstieg von Ehescheidun-
gen, erneuten Eheschließungen Ge-
schiedener sowie zunehmend nicht-
ehelichen Geburten. Hinzu tritt anderer-
seits der Wunsch des leib-
lichen Elternteils nach ei-
ner stabilen Partnerschaft
und die Absicht, vorhan-
dene Kinder durch eine
Stiefkindadoption in einer
vollständigen Familie auf-
wachsen zu lassen (vgl.
Paulitz 1997, S. 311 f.).
Gemäß der gesellschaftli-
chen Entwicklung wäre
daher ein weiterer Anstieg
der Stiefelternadoptionen
zu erwarten.

Die Adoptionsstatistik
belegt jedoch eine gegen-
läufige Tendenz. So sind
die Stiefelternadoptionen zwischen
1994 und 1999 um rund 33% gesunken
(vgl. Abb. 1). Untermauert wird diese
Entwicklung durch den Rückgang von
Annahmen, denen eine Unterbringung
bei einem leiblichen Elternteil mit Stief-
elternteil oder Partner vorangegangen
ist (-13,6% zwischen 1994 und 1999).
Auch die insgesamt seit 1993 sinken-
den Adoptionszahlen (vgl. auch Laue
2000) gehen vor allem auf die Abnah-
me der Stiefelternadoptionen zurück.

Die Gründe für den Rückgang der
Stiefkindadoptionen könnten auf die
Debatte um eine Ausweitung der Rech-
te für Stiefeltern zurückzuführen sein,
die schließlich in der Kindschafts-
rechtsreform von 1998 einen vorläufi-
gen Abschluss gefunden hat. Seit lan-
gem wird in der Fachliteratur ein Mitsor-
gerecht für Stiefeltern bei der Betreu-
ung und Erziehung des Kindes gefor-
dert, das mit einer vermuteten Minde-

rung des Bedürfnisses nach Stiefkinda-
doptionen bei entsprechender Auswei-
tung der Rechte einhergeht (vgl. Coe-
ster 1994, S. 140; Paulitz 1997, S. 312).
Unter Umständen hat die Fachpraxis
der Stiefelternadoptionen angesichts
der quantitativen Entwicklung bereits
im Vorfeld des 1998 in Kraft getretenen
neuen Kindschaftsrechtes die zu er-
wartenden Veränderungen berücksich-
tigt, so dass sich weniger Stieffamilien
zu einer Adoption entschlossen haben
und sich auch zukünftig ein weiterer
Rückgang dieser Adoptionsform ab-
zeichnen könnte.

Jugendarbeit-Ost, oder:
Der Preis des Wachstums
[jp] Noch zu Beginn der 90er Jahre wies
der »Neunte Jugendbericht« für die
neuen Bundesländer darauf hin, dass
der personelle Versorgungsgrad in der
Kinder- und Jugendar-
beit defizitär ist (vgl.
BMFSFJ 1994). Dieser
Mangelzustand hat
sich mit Blick auf die
letzten Jahre zumin-
dest zahlenmäßig ver-
ändert. So kamen 1991
auf eine tätige Person
in der Jugendarbeit
563 junge Menschen
im Alter von 12 bis 21
Jahren, während dies
Ende 1998 nur noch
150 waren. Erstmalig
zeigt sich somit für

Ostdeutschland eine höhere Personal-
dichte als in Westdeutschland, wo etwa
200 junge Menschen pro Fachkraft ge-
zählt worden sind.

Diese Entwicklung in den neuen
Bundesländern hat allerdings ihren
Preis. Im Gegensatz zur Kinder- und
Jugendarbeit in Westdeutschland sind
die Angestellten in Ostdeutschland vor
allem auf der Grundlage von befriste-
ten Beschäftigungsverhältnissen tätig.
Von etwa 12.300 Angestellten/Arbei-
tern haben ca. 7.500 keinen unbefriste-
ten Arbeitsvertrag. Dies entspricht ei-
nem prozentualen Anteil von 61%,
während in den westlichen Bundeslän-
dern der Anteil dieser Beschäftigten-
gruppe lediglich ca. 17% beträgt (vgl.
Abb. 2).

Innerhalb Ostdeutschlands ist vor
allem die Situation in Mecklenburg-Vor-
pommern prekär, zumal hier relational
zur Bevölkerung die meisten befriste-
ten Anstellungsverhältnisse gezählt
werden. Insgesamt sind dort von rund
2.300 Angestellten lediglich knapp 550
(24,1%) auf der Grundlage eines unbe-
fristeten Arbeitsvertrages beschäftigt.
Demgegenüber ist in Sachsen ein ver-
gleichsweise geringer Anteil von 46% in
befristeten Beschäftigungsverhältnis-
sen festzustellen. Allein diese Differenz
macht deutlich, dass die von den Län-
dern eingesetzten politischen Instru-
mente zur Stabilisierung der Personal-
situation in der Kinder- und Jugendar-
beit in Ostdeutschland unterschiedli-
che Wirkungen zur Folge haben.

Kurz und prägnant
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Abb. 1: Vergleich von Adoptionen insgesamt und Stiefel-
ternadoptionen (BRD; 1991–1999)

Quelle: StBA: Fachserie 13, Reihe 6.1.3, versch. Jahrgänge
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Abb. 2: Befristete und unbefristete Beschäftigungsverhältnis-
se in der Kinder- und Jugendarbeit1 (31.12.1998) (in %)

1 Ohne Ordens- und Mutterhausangehörige, Zivildienstleistende, FSJ
und PraktikantInnen

Quelle: Statistische Landesämter 2000
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Notizen

Aktuelle Literatur zur
KJHG-Statistik

Statistisches Bundesamt. Im Blick-
punkt: Jugend in Deutschland, Wies-
baden 2000.

Das Statistische Bundesamt fokussiert
in dieser Veröffentlichung die Jugend in
Deutschland. Dazu bedient es sich
dem breiten Spektrum der amtlichen
Statistik von der Demographie, über
das Bildungswesen, den Arbeitsmarkt,
die soziale Sicherung bis hin zu Ver-
kehrsunfällen und der Jugendkriminali-
tät. Das Stichwort der sozialen Siche-
rung beinhaltet u.a. die Dokumentation
von Leistungen der Kinder- und Ju-
gendhilfe respektive der Hilfen zur Er-
ziehung und dem Adoptionswesen. Die
Datenauswertungen weisen für den
Bereich der Hilfen zur Erziehung auf
den generellen Leistungsanstieg hin.
Darüber hinaus zeigen die hier verwen-
deten Daten die hohe Bedeutung von
sozialpädagogischen Familienhilfen
für Alleinerziehende sowie den zuneh-
menden Hilfebedarf von jungen Volljäh-
rigen.

Jordan, E.: Pflegefamilien – Profile,
Entwicklungen, Qualifizierungsbe-
darfe, in: BMFSFJ (Hrsg.): Mehr
Chancen für Kinder und Jugendli-
che. Stand und Perspektiven der Ju-
gendhilfe in Deutschland, Münster
2000, S. 230–255.

Der Aufsatz thematisiert vom ideologi-
schen Mythos der Pflegefamilien als er-
folgreiches Modell privater Ersatzerzie-
hung über die Diskussion um Pflegefa-
milien als Ersatz- oder Ergänzungsan-
gebot bis hin zur jugendhilfepolitischen
Bedeutung der Vollzeitpflege als eine
(billige) Alternative zur Heimerziehung
sowie die Frage der Vergütung von
Pflegeeltern verschiedene Aspekte der
Erziehung von Kindern in Pflegefami-
lien. Dies geschieht vor dem Hinter-
grund der Forderung nach einer pro-
fessionelleren Gestaltung von Pflege-
verhältnissen in der Kinder- und Ju-
gendhilfe. In diesen Zusammenhängen

weist der Autor auf der Grundlage von
amtlichen Kinder- und Jugendhilfeda-
ten nach, dass eine Polarisierung der
Vollzeitpflege zwischen Ergänzungs-
versus Ersatzangebot auf Grund der
unterschiedlichen Dauer von Maßnah-
men unangemessen ist.

Jugendhilfe 1999
Inzwischen liegen vom Statistischen
Bundesamt die ersten Bundesergeb-
nisse zu den ambulanten Erziehungs-
hilfen, den Inobhutnahmen sowie den
Adoptionen vor. Die Daten des Jahres
1999 bestätigen zum großen Teil die
sich in den Vorjahren abzeichnenden
Trends:
n Weiterer Anstieg der Erziehungsbe-

ratung von 254.585 auf 266.592
beendete Fälle (+ 4,8%);

n Zunahme der sozialpädagogischen
Familienhilfe von 24.954 auf 27.933
Hilfen (+ 11,9%);

n Stagnation der Inobhutnahmen bei
rund 31.000 Maßnahmen;

n Ein sich fortsetzender Rückgang
der Adoptionszahlen von 7.119 auf
6.399 Fälle (- 10%).

Neues aus der Arbeitsstelle
Die AKJStat hat drei Publikationen vorbe-
reitet, die kurz vor der Veröffentlichung
stehen. Dies sind im Einzelnen:

Rauschenbach, Th./Schilling, M.: So-
ziale Dienste. Jugendhilfe - Soziale Be-
rufe - Wohlfahrtsverbände, in: Böttcher,
W./Klemm, K./Rauschenbach, Th.
(Hrsg.): Bildung und Soziales in Zahlen,
Weinheim und München, Juventa 2000.

Ministerium für Frauen, Jugend, Fami-
lie und Gesundheit des Landes Nord-
rhein-Westfalen (MFJFG NW) (Hrsg.):
Kinder und Jugendliche in Nord-
rhein-Westfalen. Kommentierter Daten-
band zum 7. Kinder- und Jugendbe-
richt der Landesregierung Nord-
rhein-Westfalen. Zu beziehen über das
MFJFG NW ab Januar 2001.

Im Februar 2001 erscheint im Votum
Verlag: Rauschenbach, Th./Schilling,
M. (Hrsg): Jugendhilfereport I. Aktuelle
Entwicklungen sozialer Dienste für Kin-
der und Jugendliche, Münster 2001.




